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Chen Lu will arbeiten
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Schwierigkeitsgrad: Anfänger*innen

Sachverhalt

Die 21-jährige Chen Lu wohnt mit ihrer zweijährigen Tochter in einer Aufnahmeein-
richtung in Hessen. Im Mai 2019 ist die alleinerziehende Mutter aus China nach
Deutschland geflohen und hat in Deutschland einen Asylantrag gestellt, über den
bislang noch nicht entschieden wurde. In China hat sie die weiterführende Schule
abgeschlossen. Schon länger spielt sie mit dem Gedanken, eine Ausbildung zur
Kfz-Mechatronikerin zu machen, ist sich aber noch nicht sicher, ob das der richtige
Job für sie ist. Daher stellt sie im Mai 2020 einen Antrag auf Teilnahme an einer be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme. Die Agentur für Arbeit lehnt den Antrag
jedoch ab, da Chen Lu noch in einer Aufnahmeeinrichtung wohnt und daher gar
nicht arbeiten dürfe.

Gerne möchte Chen Lu auch ihre bisherigen Deutschkenntnisse, die sich auf
einem Niveau von B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens bewegen,
noch verbessern und überlegt, ob sie wohl Zugang zu einem speziellen berufsbezo-
genen Deutschsprachkurs hat und bei welcher Behörde sie den Antrag hierauf stel-
len muss.

Fallfragen

1. Hat die Agentur für Arbeit den Antrag auf Teilnahme an einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme zu Recht abgelehnt?

Bearbeitungshinweis:
Es ist davon auszugehen, dass es sich um eine grundsätzlich förderungsfähige Bil-
dungsmaßnahme im Sinne des § 51 II SGB III handelt und die allgemeinen Voraus-
setzungen der Förderungsberechtigung nach § 52 I SGB III erfüllt sind.
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2. Kann Chen Lu zu einem berufsbezogenen Deutschsprachkurs zugelassen wer-
den? Bei welcher Behörde muss sie den Antrag stellen?

Abwandlung

Chen Lu wohnt mittlerweile mit ihrer Tochter in einer kleinen Wohnung in Frank-
furt am Main. Sie hat sich dafür entschieden, eine Ausbildung zur Kfz-Mecha-
tronikerin zu machen und hat in einer Werkstatt in Bad Homburg einen Ausbil-
dungsvertrag angeboten bekommen. Bevor sie einen Antrag auf Erteilung einer
Beschäftigungserlaubnis bei der Ausländerbehörde stellen kann, geht ihr Post von
eben dieser zu: Gegenüber Chen Lu werde eine räumliche Beschränkung angeord-
net, weil einer Sachbearbeiterin in der Ausländerbehörde zu Ohren gekommen sei,
dass Chen Lu hin und wieder einen Joint rauche und eine nicht geringe Menge Can-
nabis zu Hause habe. Auf Nachfrage erfährt Chen Lu, dass eine ihrer Nachbarinnen
mit der Sachbearbeiterin gut befreundet ist und ihr von angeblichem Cannabisge-
ruch aus Chen Lus Wohnung berichtet hat.

Fallfragen Abwandlung

Chen Lu fragt sich, ob die Anordnung der räumlichen Beschränkung rechtmäßig ist
und welche Auswirkungen das auf ihren Antrag zur Erteilung einer Beschäftigungs-
erlaubnis für die Ausbildung haben könnte. Außerdem fragt sie sich, ob sie wäh-
rend der Ausbildung auch Berufsausbildungsbeihilfe bekommen könnte.
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Lösungsvorschlag

A. Fallfrage 1: Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme

Fraglich ist, ob die Agentur für Arbeit den Antrag von Chen Lu auf Teilnahme an
einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme zu Recht abgelehnt hat. Gemäß
§ 51 I SGB III steht es im Ermessen der Agentur für Arbeit, förderungsberechtigte
junge Menschen durch berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen zu fördern.

I. Förderungsberechtigung
Chen Lu müsste also zunächst förderungsberechtigt sein. Die Förderungsberechti-
gung für Ausländer*innen richtet sich nach § 52 II SGB III.

1. Allgemeine Förderungsberechtigung
Die allgemeinen Voraussetzungen nach § 52 I SGB III sind laut Bearbeitungshinweis
erfüllt.

2. Erwerbstätigkeit
Chen Lu müsste gemäß § 52 II 1 SGB III eine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen oder
ihr müsste eine Erwerbstätigkeit erlaubt werden können. Gemäß § 4a IV AufenthG
dürfen ausländische Staatsangehörige ohne Aufenthaltstitel eine Erwerbstätigkeit
nur dann ausüben, wenn sie aufgrund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, ei-
nes Gesetzes oder einer Rechtsverordnung hierzu berechtigt sind oder die Aus-
übung durch die zuständige Behörde erlaubt wurde. § 61 II 1 AsylG bestimmt, dass
Asylsuchenden nach drei Monaten die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt wer-
den kann; gemäß § 61 II 1 AsylG gilt dies jedoch nicht für die Dauer der Pflicht, in
einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Demnach dürfte Chen Lu, die noch in
einer Aufnahmeeinrichtung wohnt, keine Erwerbstätigkeit ausüben. Allerdings be-
stimmt § 61 I 2 Nr. 1 AsylG davon abweichend, dass die Ausübung einer Beschäfti-
gung zu erlauben ist, wenn das Asylverfahren nach neun Monaten noch nicht abge-
schlossen ist. Vorliegend hat Chen Lu ihren Asylantrag bereits vor 12 Monaten
gestellt. Sie kommt auch nicht aus einem sogenannten sicheren Herkunftsstaat1,
was gemäß § 61 I 2 Nr. 3 AsylG eine weitere Voraussetzung für die Erteilung einer

1 Siehe zum Konzept der sicheren Herkunftsstaaten Nachtigall, 4) Familie Nkrumah in diesem Fall-
buch.
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Beschäftigungserlaubnis ist. Chen Lu ist somit die Ausübung einer Erwerbstätig-
keit zu erlauben.

3. Aufenthaltsdauer
Zudem bedarf es gemäß § 52 II 2 Nr. 1 SGB III eines erlaubten, gestatteten oder ge-
duldeten Voraufenthalts im Bundesgebiet von mindestens 15 Monaten. Chen Lu lebt
erst seit 12 Monaten mit einer Aufenthaltsgestattung gemäß § 55 I 1 AsylG in
Deutschland. § 52 II 3 SGB III bestimmt jedoch, dass gestattete ausländische Staats-
angehörige, die vor dem 1.8.2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, sich abwei-
chend von Satz 2 Nummer 1 nur seit mindestens drei Monaten erlaubt, gestattet
oder geduldet dort aufhalten müssen. Da Chen Lu im Mai 2019 eingereist ist, findet
auf sie die kürzere Voraufenthaltsdauer von drei Monaten Anwendung, die sie er-
füllt.

4. Schul- und Sprachkenntnisse
Zuletzt müsste sie schulische Kenntnisse und Kenntnisse der deutschen Sprache
besitzen, die einen erfolgreichen Übergang in eine Berufsausbildung erwarten las-
sen (§ 52 II 2 Nr. 2 SGB III). Dabei kommt es auf die bisher tatsächlich erlangten
Kenntnisse und Fähigkeiten an, ein formaler Schulabschluss ist hingegen keine Vo-
raussetzung.2 Laut Sachverhalt hat sie die weiterführende Schule in China abge-
schlossen und verfügt über ein Deutschsprachniveau von B1 des Gemeinsamen Eu-
ropäischen Referenzrahmens. Die Voraussetzungen sind damit erfüllt.

5. Zwischenergebnis
Chen Lu ist somit förderungsberechtigt.

II. Förderungsfähige Bildungsmaßnahme
Laut Sachverhalt handelt es sich auch um eine förderungsfähige Bildungsmaßnah-
me im Sinne des § 51 II SGB III.

2 BT-Drs. 19/10053, S. 27.
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III. Ermessen
Gemäß § 51 I SGB III hat die Agentur für Arbeit zwar ein Ermessen3, eine konkrete
Maßnahme zu fördern, dieses müsste sie jedoch auch pflichtgemäß ausgeübt haben.
Vorliegend ging die Agentur für Arbeit fälschlicherweise davon aus, dass Chen Lu
aufgrund der Wohnverpflichtung nicht förderungsberechtigt sei, sodass die Tat-
bestandsvoraussetzungen bereits nicht erfüllt seien. Da die Agentur für Arbeit des-
halb von ihrem Ermessen keinen Gebraucht machte, ist die Entscheidung ermes-
sensfehlerhaft4 und somit rechtswidrig.

IV. Ergebnis
Der Antrag der Chen Lu wurde zu Unrecht von der Agentur für Arbeit abgelehnt.

B. Fallfrage 2: Berufsbezogener Deutschsprachkurs

Chen Lu könnte zudem Zugang zu einem berufsbezogenen Deutschsprachkurs
nach § 45a AufenthG haben. Konkretisiert wird der Zugang in der aufgrund von
§ 45a III AufenthG erlassenen Deutschsprachförderverordnung (DeuFöV)5. Darin
bestimmt § 4 III DeuFöV, dass die Teilnahme an der berufsbezogenen Deutsch-
sprachförderung ausreichende deutsche Sprachkenntnisse entsprechend dem Ni-
veau B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen voraus-
setzt. Dieses Sprachniveau erfüllt Chen Lu laut Sachverhalt. Sie kann daher einen
Antrag auf Teilnahme an einem berufsbezogenen Sprachkurs stellen. Die für den
Antrag zuständige Behörde ist in ihrem Fall gemäß § 5 I DeuFöV die Agentur für Ar-
beit.

C. Abwandlung

I. Anordnung einer räumlichen Beschränkung
Fraglich ist, ob die Ausländerbehörde gegenüber Chen Lu eine räumliche Be-
schränkung anordnen durfte.

3 Zum Begriff des behördlichen Ermessens siehe Benrath, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der
Klausur, § 2 Rn. 729 ff.
4 Zum Ermessensnichtgebrauch als Ermessensfehler siehe Benrath, in: Eisentraut, Verwaltungs-
recht in der Klausur, § 2 Rn. 745.
5 Deutschsprachförderverordnung vom 4.5.2016 (BAnz AT 4.5.2016 V1), zuletzt geändert durch
Art. 27 G v. 10.8.2021 I 3436.
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1Weiterführendes Wissen

Die räumliche Beschränkung der Aufenthaltsgestattung ist in den §§ 56 ff. AsylG geregelt und wird auch
als Residenzpflicht bezeichnet. § 56 I AsylG regelt dabei den Grundsatz, dass die Aufenthaltsgestat-
tung räumlich auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt ist, in dem die für die Aufnahme der
asylsuchenden Person zuständige Aufnahmeeinrichtung liegt. § 59a I AsylG regelt das Erlöschen der
räumlichen Beschränkung nach drei Monaten (S. 1), wobei sie solange nicht erlischt, wie eine Wohnver-
pflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung besteht (S. 2). § 59b AsylG regelt, wann die räumliche Be-
schränkung trotz des Erlöschens erneut angeordnet werden kann. §§ 57 und 58 AsylG bestimmen, in
welchen Fällen der Aufenthaltsbereich vorübergehend verlassen werden darf. Abzugrenzen ist die räum-
liche Beschränkung von der Wohnsitzauflage und der Wohnsitzverpflichtung.6

Gemäß § 59b AsylG kann die räumliche Beschränkung unter bestimmten Vorausset-
zungen erneut angeordnet werden. Vorliegend kommt die Anordnung einer räumli-
chen Beschränkung gemäß § 59b I Nr. 2 AsylG in Betracht, wenn Tatsachen die
Schlussfolgerung rechtfertigen, dass die asylsuchende Person gegen Vorschriften
des Betäubungsmittelgesetzes (BTMG)7 verstoßen hat. Laut Sachverhalt könnte im
mutmaßlichen Cannabiskonsum und -besitz von Chen Lu ein solcher Verstoß lie-
gen. Gemäß § 29a BTMG macht sich strafbar, wer Betäubungsmittel in nicht gerin-
ger Menge besitzt, ohne sie aufgrund einer Erlaubnis gemäß § 3 I BTMG erlangt zu
haben. Cannabisharz zählt gemäß § 1 I BTMG i. V. m. Anlage I als Betäubungsmittel.
§ 59b I Nr. 2 AsylG setzt jedoch voraus, dass Tatsachen die Schlussfolgerung eines
BTMG-Verstoßes rechtfertigen müssen. Tatsachen, die die Schlussfolgerung recht-
fertigen, sind solche, die verwertbar sind, der betroffenen Person vorgehalten und
im Zweifelsfall auch belegt werden können.8 Diesen Anforderungen genügt die blo-
ße Vermutung eines nicht genauer bezeichneten Cannabis-Konsums aufgrund einer
privaten Unterhaltung nicht. Die Anordnung der räumlichen Beschränkung war da-
her rechtswidrig.

II. Auswirkungen einer räumlichen Beschränkung auf die Ausbildung
Geht man von einer rechtmäßigen räumlichen Beschränkung aus, stellt sich die
Frage, welche Auswirkung eine solche auf die Ausübung einer Ausbildung hat. Pro-
blematisch ist in diesem Fall, dass der Ausbildungsbetrieb in Bad Homburg und da-
mit außerhalb des Geltungsbereichs der räumlichen Beschränkung liegt. Chen Lu

6 Siehe zur Wohnsitzauflage und Wohnsitzverpflichtung Wasnick, 32) Gefangen in Kreuztal, A. in
diesem Fallbuch.
7 Betäubungsmittelgesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 1.3.1994 (BGBl. I S. 358), zuletzt geändert
durch Art. 1 V v. 14.1.2021 I 70.
8 BT-Drs. 18/3444, S. 6.
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bedürfte daher einer Verlassenserlaubnis nach § 58 AsylG. Danach kann die Aus-
länderbehörde der betreffenden Person erlauben, den Geltungsbereich der Aufent-
haltsgestattung vorübergehend zu verlassen oder sich allgemein im Bezirk einer
anderen Ausländerbehörde aufzuhalten. Gemäß § 58 I 3 AsylG wird eine solche Ver-
lassenserlaubnis in der Regel erteilt, wenn dies für eine Berufsausbildung notwen-
dig ist. Die Verlassenserlaubnis darf also nur in atypischen Fällen nicht erteilt wer-
den. Fraglich ist, ob die Anordnung einer räumlichen Beschränkung nach § 59b I
AsylG einen solchen atypischen Fall darstellt. Dies darf nicht automatisch angenom-
men werden, vielmehr ist immer der konkrete Einzelfall zu betrachten und zu prü-
fen, ob die Verlassenserlaubnis etwa missbräuchlich dafür genutzt werden könnte,
(weitere) Straftaten zu begehen.9 Dafür bestehen vorliegend jedoch keine Anhalts-
punkte, sodass zur Durchführung der Ausbildung eine Verlassenserlaubnis erteilt
werden müsste.

III. Keine Berufsausbildungsbeihilfe mit Aufenthaltsgestattung
Die Gewährung von Berufsausbildungsbeihilfe ist in den §§ 56 ff. SGB III geregelt.
Gemäß § 60 III SGB III haben Asylsuchende jedoch keinen Anspruch auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe, sodass Chen Lu keine Beihilfe gewährt werden kann.

1 Weiterführendes Wissen

Der Lebensunterhalt von Asylsuchenden in einer Berufsausbildung wird stattdessen über Leistungen des
AsylbLG abgesichert. Gemäß § 2 I 2–4 AsylbLG haben Asylsuchende nach 18 Monaten einen Anspruch
auf aufstockende Analogleistungen10 zur Sicherung des Lebensunterhalts.

Weiterführende Literatur
– Ausführlich zu den verschiedenen Möglichkeiten des Arbeitsmarktzugangs für Asylsuchende:

Weiser, Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktzugangs von Geflüchteten, 4. Aufl. Juli 2021,
10 ff.

– Übersichtstabelle zum Zugang zur Ausbildungsförderung mit einer Aufenthaltsgestattung:
Voigt (GGUA), Ausbildungsförderung mit Aufenthaltsgestattung, 15.11.2021, abrufbar unter ein-
wanderer.net unter „Übersichten und Arbeitshilfen“

– Übersichtstabelle zum Zugang zur Arbeitserlaubnis und Arbeitsförderung mit Aufenthalts-
gestattung: Voigt (GGUA), Arbeitserlaubnis und Arbeitsförderung mit Aufenthaltsgestattung,
15.11.2021, abrufbar unter einwanderer.net unter „Übersichten und Arbeitshilfen“

9 Amir-Haeri, in: Huber/Mantel, AufenthG/AsylG, 3. Aufl. 2021, AsylG § 58 Rn. 5.
10 Siehe zu den Analogleistungen nach § 2 AsylbLG Ebert, 51) 18 Monate in Deutschland in diesem
Fallbuch.
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Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Asylsuchende haben grundsätzlich nach neun Monaten einen Anspruch auf Erteilung einer Be-

schäftigungserlaubnis, es sei denn, sie kommen aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten.
– Asylsuchende können grundsätzlich an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen teilneh-

men.
– Die räumliche Beschränkung für Asylsuchende erlischt grundsätzlich nach drei Monaten, kann

aber danach aufgrund von abschließend aufgezählten Gründen nach § 59b I AsylG gesondert
angeordnet werden.

– Während des Asylverfahrens wird keine Berufsausbildungsbeihilfe gewährt, jedoch haben Asyl-
suchende Anspruch auf aufstockende Analogleistungen gemäß § 2 AsylbLG.

Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.
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